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Ergebnisse 2017

Übernahme einer zentralen Rolle bei der Entwicklung und Aufrechterhaltung des Einheitlichen Regelwerks für den Bankensektor

Zentrale Ergebnisse der EBA im Jahr 2017

Im Jahr 2017 setzte die EBA ihre Tätigkeiten zur Verbesserung der Vergleichbarkeit der Eigenkapitalanforderungen mit dem Ziel fort, ihre Vergleichbarkeit zu gewährleisten, das Vertrauen in interne Modelle insgesamt wiederherzustellen und ihre aufsichtliche Überprüfung mit anderen Interessenträgern wie der Europäischen Zentralbank (EZB) und dem Basler Ausschuss zu koordinieren. In diesem Zusammenhang konnte die EBA Fortschritte beim Fahrplan für die Umsetzung der aufsichtlichen Überprüfung interner Modelle erzielen. Insbesondere veröffentlichte die EBA ihre endgültigen Leitlinien für die Schätzung der Ausfallwahrscheinlichkeit (PD) und der Verlustquote bei Ausfall (LGD) sowie die Behandlung von ausgefallenen Risikopositionen und führte eine Konsultation zu den technischen Regulierungsstandards (RTS) für die Art, die Schwere und Dauer eines Konjunkturabschwungs durch. Darüber hinaus setzte die EBA ihr regelmäßiges jährliches Benchmarking auch im Jahr 2017 fort, das darauf abzielt, Ausreißer bei den Berechnungen der risikogewichteten Aktiva (RWA) anhand interner Modelle zu ermitteln. Zudem veröffentlichte die EBA vier verschiedene Berichte über die Konsistenz der risikogewichteten Aktiva (RWA). Diese Berichte bestätigen einige der früheren Feststellungen, beschreiben die Gesamtvariabilität und untersuchen zentrale Faktoren, durch die sich die beobachtete Streuung erklären lässt.

Die EBA ist bei zahlreichen Initiativen der Kapitalmarktunion (CMU) federführend und hat sich im Laufe der Jahre als führende Aufsichtsbehörde für Verbriefungen und gedeckte Schuldverschreibungen in der EU etabliert. Ein Wendepunkt im Jahr 2017 war die Finalisierung und Annahme eines auf den Arbeiten der EBA beruhenden Legislativpakets zu einfachen, transparenten und standardisierten Verbriefungen durch die europäischen Mitgesetzgeber. In diesem Zusammenhang veröffentlichte die EBA im September 2017 ein Diskussionspapier mit Vorschlägen zur Stärkung des Regulierungs- und Aufsichtsrahmens für die Übertragung eines signifikanten Risikos sowie zur Verbesserung der Rechtssicherheit in Aufsichtsfragen und Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingungen für Institute, die Risiken durch Verbriefung übertragen.

Im Dezember 2017 legte die Kommission im Rahmen der Reformen der Kapitalmarktunion zwei Legislativvorschläge zur Änderung der geltenden aufsichtsrechtlichen Vorschriften für Wertpapierfirmen, die unter die Richtlinie über Märkte für Finanzinstrumente (MiFID) fallen, vor. Diese Vorschläge beruhen weitgehend auf der umfassenden Stellungnahme der EBA vom September 2017. In dieser Stellungnahme empfahl die EBA, einen neuen Aufsichtsrahmen für Wertpapierfirmen zu konzipieren und zu kalibrieren, der auf die Einführung einfacherer, verhältnismäßigerer und risikosensitiver aufsichtsrechtlicher Vorschriften für Wertpapierfirmen abzielt. Des Weiteren empfahl die EBA spezifische Regeln für die Unternehmensführung und leistete bei der Anwendung der Vergütungspolitiken in Bezug auf diese Firmen Unterstützung. In einer anschließenden Stellungnahme der EBA zur Vorbereitung auf den Brexit empfahl die EBA, dass die größten systemrelevanten Wertpapierfirmen mit Sitz in der Bankenunion vom Einheitlichen Bankenaufsichtsmechanismus überwacht werden sollten, um eine der Beaufsichtigung von Kreditinstituten gleichwertige Beaufsichtigung sicherzustellen.

Im Juli 2017 veröffentlichte die EBA ihre zweite Folgenabschätzung zum International Financial Reporting Standard (IFRS) 9, die Informationen über die Fortschritte der Banken bei der Umsetzung des IFRS 9 und die voraussichtlichen Auswirkungen auf das Kapital enthielt.

Im Bereich Abwicklung legte die EBA im Jahr 2017 eine Reihe von Rechtsinstrumenten vor, wozu u. a. die technischen Regulierungsstandards (RTS) zur Bewertung (vor und nach der Abwicklung) gehörten. Diese RTS harmonisieren die Kriterien für die Durchführung einer Bewertung in der gesamten EU und stellen einen bedeutenden Fortschritt bei der Durchführung von Abwicklungen dar. Zudem gab die EBA drei Leitlinien für das Bail-in-Instrument heraus, die sich auf die Umwandlungsquoten, die Behandlung der Anteilseigner und die Wechselbeziehungen zwischen der Abwicklungsrichtlinie (BRRD) und der Eigenkapitalrichtlinie (CRD)/Eigenkapitalverordnung (CRD) konzentrieren und die RTS zur Bewertung ergänzen, um genauer zu bestimmen, wie die Bewertungsinformationen bei der Festlegung der Bedingungen für ein Bail-in-Instrument herangezogen werden sollten.

Abbildung 1: Die Arbeit der EBA im Zusammenhang mit Investmentgesellschaften
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Förderung der Konvergenz der Aufsichtspraktiken und Gewährleistung ihrer kohärenten Umsetzung in der gesamten EU

2017 spielte die EBA bei der Gewährleistung einer effizienten Arbeitsweise der Aufsichtskollegien weiterhin eine zentrale Rolle. Neben der laufenden Überwachung dieser Foren führte die EBA 2017 eine strukturierte Bewertung eng überwachter Kollegien durch. Insgesamt konnte die EBA wesentliche Verbesserungen bei der Abstimmung und Reaktionsfähigkeit der Kollegien sowie in Bezug auf die Qualität, die Vollständigkeit und die Nachvollziehbarkeit der Dokumente zu gemeinsamen Entscheidungen feststellen. Zu den Schlüsselthemen, die bei der Aufsicht 2017 im Mittelpunkt standen, zählen notleidende Kredite und die Bereinigung der Bilanzen von Banken, die Nachhaltigkeit von Geschäftsmodellen, das operationelle Risiko, das Verhaltens- und das IKT-Risiko sowie die Benchmarkings der EBA.

Im April 2017 veröffentlichte die EBA ihren Fahrplan für Säule 2 mit dem Ziel, ihre Pläne für eine Aktualisierung des gemeinsamen europäischen Rahmens für den aufsichtlichen Überprüfungs- und Bewertungsprozess (SREP) in den Jahren 2017 und 2018 darzulegen. In diesem Fahrplan wird insbesondere das von der EBA vorgesehene Konzept für die Aktualisierung ihrer SREP-Leitlinien, die Aktualisierung ihrer Leitlinien zur Steuerung des Zinsänderungsrisikos bei Geschäften des Anlagebuchs sowie die Aktualisierung ihrer Leitlinien für Stresstests erläutert.

Im November 2017 veröffentlichte die EBA ihren dritten Jahresbericht über die Konvergenz der Aufsichtspraktiken, in dem anerkannt wird, dass die zuständigen Behörden bei der Umsetzung der SREP-Leitlinien sowie mit Hinblick auf einzelne Empfehlungen und Stellungnahmen, die die EBA im Jahr 2016 bei bilateralen Konvergenzbesuchen unterbreitet hat, gute Fortschritte erzielt haben.

Zudem veröffentlichte die EBA Leitlinien, die auf eine Förderung der Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen den zuständigen Behörden abzielen, die an der Beaufsichtigung von in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen bedeutenden Zweigstellen von EU-Instituten beteiligt sind.

Im Rahmen von thematischen Analysen der Sanierungsplanung veröffentlichte die EBA im März 2017 ihren vergleichenden Bericht über die Optionen für Sanierungspläne, in dem 23 europäische multinationale Bankengruppen mit Mutterinstituten in zwölf verschiedenen EU-Mitgliedstaaten bewertet wurden. Im weiteren Jahresverlauf veröffentlichte die EBA eine Empfehlung zu der entscheidenden Frage, welche Institute in einen Gruppensanierungsplan einbezogen werden sollten, und zum Detaillierungsgrad, den die Aufsichtsbehörden in verschiedenen Fällen erwarten sollten. Gemäß der Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung von Finanzinstituten (BRRD) gelten die Anforderungen für die Sanierungs- und Abwicklungsplanung grundsätzlich für alle Kreditinstitute und bestimmte Wertpapierfirmen in der EU. Allerdings verfügen die zuständigen Behörden und die Abwicklungsbehörden über einen gewissen Ermessensspielraum, um diesen Instituten vereinfachte Anforderungen zu gewähren, wenn sie bestimmte Kriterien erfüllen. Vor diesem Hintergrund veröffentlichte die EBA auch ihre endgültigen technischen Regulierungsstandards, in denen die Kriterien für die Gewährung von vereinfachten Anforderungen für die Sanierungs- und Abwicklungsplanung festgelegt sind. Darüber hinaus veröffentlichte die EBA im Dezember 2017 einen Bericht über die Anwendung vereinfachter Anforderungen und Ausnahmeregelungen von der Sanierungs- und Abwicklungsplanung, in dem sie feststellt, dass zwischen Januar 2015 und dem 30. April 2017 etwa die Hälfte der zuständigen Behörden und der Abwicklungsbehörden den unter ihre Zuständigkeit fallenden Instituten keine vereinfachten Anforderungen oder Ausnahmeregelungen gewährt hatte.

Im Dezember 2017 veröffentlichte die EBA Empfehlungen zur Auslagerung von Cloud-Diensten durch Kreditinstitute und Wertpapierfirmen. In den Empfehlungen werden die EU-weiten Erwartungen der Aufsichtsbehörden an Institute, die Cloud-Computing nutzen, erläutert und harmonisiert, wobei diesen gestattet wird, die Vorteile der Nutzung von Cloud-Diensten zu nutzen, wenn gleichzeitig dafür gesorgt wird, dass etwaige Risiken angemessen ermittelt und gesteuert werden. Diese Empfehlungen werden in die überarbeiteten Leitlinien zur Auslagerung integriert, die Mitte 2018 zur Konsultation veröffentlicht wurden.

Im Jahr 2017 führte die EBA die Bewertung der Gleichwertigkeit der Regelungen zum Berufsgeheimnis und zur Vertraulichkeit einer Reihe von Drittlandsaufsichtsbehörden fort, die in enger Zusammenarbeit mit der Kommission festgelegt und priorisiert worden waren.

Abbildung 2: Überblick über die Empfehlungen zur Auslagerung von Cloud-Diensten
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Schließlich nutzte die EBA 2017 weiterhin Weiterbildungsprogramme und Workshops zur Förderung der aufsichtlichen Konvergenz und als Beitrag zu einer gemeinsamen Aufsichtskultur. Insgesamt organisierte die EBA 16 sektorale Weiterbildungsprogramme, von denen 13 in ihren Räumlichkeiten abgehalten wurden.

Abbildung 3: Anzahl der Schulungsprogramme und Teilnehmer von 2011 bis 2017
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Entwicklung von Abwicklungsstrategien und Förderung gemeinsamer Abwicklungskonzepte für Finanzinstitute mit Liquiditätsproblemen

Im Bereich Abwicklung spielte die EBA weiterhin eine wichtige Rolle bei der Förderung der Abwicklungsplanung und von Benchmarking. In diesem Zusammenhang führte die EBA 2017 bilaterale Gespräche mit verschiedenen nationalen Abwicklungsbehörden, deren Ziel in der Überwachung des Stands der Abwicklungsplanung sowie des Ausblicks und der Bereitstellung eines individuellen Feedbacks auf der Grundlage der Bemerkungen der EBA zur Arbeitsweise der von der Abwicklungsbehörde eingerichteten Abwicklungskollegien bestand. Darüber hinaus leitete die EBA eine aktualisierte Erhebung in die Wege, um die Abwicklungsbehörden in der Europäischen Union zu unterstützen, indem ihnen ein allgemeiner Überblick und genaue Informationen zu den wichtigsten Trends bei bestimmten organisatorischen Aspekten aller etablierten Abwicklungsbehörden zur Verfügung gestellt wurden.
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Im Bereich des Einlagenschutzes konzentrierten sich die Bemühungen der EBA 2017 auf eine Analyse, ob die Einlagensicherungssysteme mit ausreichenden Mitteln ausgestattet sind, sowie die Sicherstellung, dass die Informationen über die Finanzausstattung und die Verwendung der Mittel der Einlagensicherungssysteme öffentlich zugänglich sind. In diesem Zusammenhang ergriff die EBA die Initiative und veröffentlichte erstmals Informationen zu zwei Schlüsselkonzepten der Richtlinie über Einlagensicherungssysteme (DGSD): verfügbare Finanzmittel und gedeckte Einlagen. Die Veröffentlichung, die jährlich erfolgen wird, leistet einen weiteren Beitrag zur Verbesserung der Transparenz und der öffentlichen Rechenschaftspflicht der Einlagensicherungssysteme in der EU und zum Nutzen von Einlegern, Märkten, politischen Entscheidungsträgern, Einlagensicherungssystemen und Mitgliedstaaten.

Die EBA führte die Überwachung der Kapazitäten und des Finanzierungsbedarfs der europäischen Banken hinsichtlich der Mindestanforderung an Eigenmitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten (MREL) fort und veröffentlichte eine Aktualisierung der im Bericht von Dezember 2016 enthaltenen quantitativen MREL-Analyse. Diese Aktualisierung bietet für eine Stichprobe von 112 EU-Banken, die nahezu zwei Drittel der Gesamtverbindlichkeiten der Banken in der EU repräsentieren, einen Überblick über die derzeitigen Kapazitäten der im Rahmen der MREL berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten, eine Analyse der aktuellen MREL-Quoten und einen geschätzten hypothetischen MREL-Finanzierungsbedarf. Im April 2017 veröffentlichte die EBA zudem einen Entwurf zu technischen Durchführungsstandards (ITS) zur Meldung von MREL-Entscheidungen durch die Abwicklungsbehörden an die EBA, der geeignete Vorlagen für die Erfassung der wichtigsten Komponenten der gefassten Beschlüsse und die grundlegenden Verfahrensgrundsätze für den Datenfluss umfasst.

Bestimmung und Überwachung zentraler Risiken im Bankensektor in Europa

Seit ihrer Gründung leistet die EBA einen Beitrag zur Gewährleistung der Stabilität, Integrität, Transparenz und der ordnungsgemäßen Funktionsweise des EU-Bankensektors. Zur Förderung dieser Rolle hat die EBA im Laufe der Zeit eine umfassende Risikoinfrastruktur entwickelt, einschließlich Standards für die aufsichtliche Berichterstattung, Lösungen für die Datenerhebung sowie Instrumenten für die Datenexploration. Zu den zentralen und regelmäßigen Ergebnissen der EBA mit Blick auf die Überwachung, Analyse und Bewältigung von Risiken im EU-Bankensektor gehören vierteljährliche Risiko-Dashboards (RDBs), ein jährlicher Risikobewertungsbericht (RAR), Broschüren, in denen die Ergebnisse des an Banken und Analysten gerichteten Fragebogens zur Risikobewertung (RAQ) zusammengefasst werden, sowie EU-weite Transparenz- und Stresstests. Neben dieser regelmäßigen Bewertung stellt die EBA zusätzliche Ressourcen zur Durchführung thematischer Risikoüberprüfungen ab, wie etwa zu Finanzierungsplänen von Banken und wichtigen Trends bei der Qualität der Vermögenswerte in den EU-Mitgliedstaaten.

2017 führte die EBA erhebliche vorbereitende Arbeiten für den EU-weiten Stresstest im Jahr 2018 durch. Ein Großteil der im Jahr 2017 durchgeführten Arbeiten konzentrierte sich auf die Erarbeitung und Veröffentlichung von methodischen Anmerkungen und Vorlageformularen für die Tests. Der Ansatz für die Tests im Jahr 2018 orientiert sich an der für 2016 gewählten Herangehensweise und wird auf einem Bottom-up-Ansatz und der Annahme einer statischen Bilanzierung basieren. Er umfasst keine festgelegten „Pass-/Fail-“Schwellen, sondern die Ergebnisse werden wie bereits beim Vorgängertest als entscheidender Faktor für den aufsichtlichen Überprüfungs- und Bewertungsprozess (SREP) herangezogen. Die wichtigste Neuerung und eine der zentralen Herausforderungen für den Test im Jahr 2018 stellt die erstmalige Berücksichtigung des Rechnungslegungsstandards IFRS 9 dar.

Die EBA setzte die Überwachung der Zusammensetzung der Finanzierungsquellen in der EU fort. Im Juli 2017 veröffentlichte die EBA einen wegweisenden Bericht, der eine vorausschauende Analyse der künftigen Finanzierungspläne der Banken sowie eine Beurteilung der Belastung von Vermögenswerten umfasste. Die Banken gehen von einem Anstieg der Vermögenswerte aus, der hauptsächlich durch Kredite an private Haushalte und Nicht-Finanzunternehmen bedingt ist. Weitere Analysen legen zudem nahe, dass ein hoher Anteil an notleidenden Krediten in Verbindung mit Banken mit einer geringeren Kapitalausstattung ein Hemmschuh für neue Kredite sein könnte, wenn ihnen nicht angemessen Rechnung getragen wird.
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Stärkung der Rolle der EBA als EU-Datendrehscheibe für die Erfassung, Nutzung und Verbreitung von Daten über Banken

Die EBA treibt weiter federführend eine Verbesserung der Offenlegung von Daten in Europa voran. Die so offengelegten Informationen sind ein weiterer Schritt auf dem Weg zur Verbesserung des Verständnisses der Öffentlichkeit, was systemrelevante Institute und ihre Schlüsselzahlen und Geschäftstätigkeiten anbelangt. Im zweiten Halbjahr 2017 führte die EBA eine EU-weite Transparenzuntersuchung durch, die Teil ihrer Arbeiten zur Förderung der Marktdisziplin und zur Verbesserung der Kohärenz der Zahlen der EU-Banken ist. Die EBA erhielt und veröffentlichte 4 000 Datenpunkte für jede der 132 in der Stichprobe enthaltenen Banken. Die offengelegten Informationen werden in großem Umfang von Banken, Marktanalysten, Wissenschaftlern und internationalen Organisationen bei ihren Bewertungen von EU-Banken verwendet.

Im Jahr 2017 unternahm die EBA zusätzliche Anstrengungen zur Erweiterung ihrer Dateninfrastruktur, indem sie eine zentrale europäische Infrastruktur für aufsichtliche Daten (European Centralised Infrastructure for Supervisory Data – EUCLID) einrichtete. Dieses Projekt zielt darauf ab, Daten zur derzeitigen Stichprobe (etwa 200 Banken) zu erheben und diese auf die Grundgesamtheit der EU-Banken auszuweiten, was einen wichtigen Schritt auf dem Weg zu einer europäischen Datendrehscheibe für Daten über Banken darstellt. Bei Fertigstellung der zentralen europäischen Infrastruktur für aufsichtliche Daten (EUCLID) wird die Zahl der berichtenden Institute bis um das 50-Fache steigen.

Ferner hat sich die EBA weiterhin für mehrere Initiativen zur Schaffung eines gemeinsamen Rahmens für die Bewertung und Messung notleidender Kredite in Europa eingesetzt. Insbesondere wurde die EBA im Juli 2017 zusammen mit anderen Organen der EU aufgefordert, einen Beitrag zum europäischen Aktionsplan für den Abbau notleidender Kredite in Europa zu leisten. Einer der ersten Beiträge der EBA zu diesem Plan bestand in der Entwicklung und Einführung von Vorlagen für notleidende Kredite, die darauf abzielen, Informationsasymmetrien zwischen potenziellen Käufern und Verkäufern von notleidenden Krediten zu verringern und die Schaffung eines geeigneten Sekundärmarktes für diese Kredite in der EU zu fördern.

Abbildung 4: Notleidende Kredite in der EU – Verbesserung in Sicht
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Schutz von Verbrauchern, Überwachung von Finanzinnovationen und Förderung sicherer und effizienter Zahlungsdienste in der EU

Im Jahr 2017 setzte sich die EBA weiter für eine Verbesserung des Verbraucherschutzes, die Förderung von Transparenz, Einfachheit und Fairness auf dem Markt für Finanzprodukte und -dienstleistungen für Verbraucher im Binnenmarkt ein. Sie setzte die Überwachung von Finanzinnovationen fort und leistete einen Beitrag zur Sicherstellung effizienter Massenzahlungen in der EU.

Im Bereich des Verbraucherschutzes veröffentlichte die EBA drei endgültige Entwürfe für technische Standards im Rahmen der Richtlinie über Zahlungskonten, die durch eine EU-weit standardisierte Terminologie und Offenlegungsdokumente einen Beitrag zur Verbesserung der Vergleichbarkeit der Gebühren leisten. Darüber hinaus leitete die EBA Arbeiten zur Verbesserung der Konvergenz bei der Überwachung der Verbraucherschutzanforderungen in der EU in die Wege. Im Mittelpunkt dieser Tätigkeiten standen die EBA-Leitlinien für die Überwachung und Governance von Bankprodukten. Schließlich veröffentlichte die EBA im Juni ihren jährlichen Bericht über Verbrauchertrends, der Themen und Trends, die von der EBA in Zusammenhang mit den in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Produkten und Dienstleistungen im Privatkundengeschäft beobachtet wurden, sowie aktuelle Themen, die von den nationalen zuständigen Behörden und den nationalen Verbraucherverbänden in der EU ermittelt wurden, abdeckte.

Was Finanzinnovationen anbelangt, so lag der Schwerpunkt der EBA 2017 hauptsächlich auf Finanztechnologie (FinTech), einem aktuellen Thema, mit dessen Untersuchung die Behörden in der EU und anderen Regionen begonnen haben, da es das Potenzial aufweist, die Erbringung von Finanzdienstleistungen zu verändern. Im August 2017 veröffentlichte die EBA ein Diskussionspapier zu ihrem Ansatz für die Finanztechnologie, das die Ergebnisse einer für die Gewinnung eines besseren Einblicks in FinTech in der EU konzipierten Bestandsaufnahme sowie die Vorschläge der EBA für weitere Arbeiten in diesem Bereich enthält. Darüber hinaus veröffentlichte die EBA im Juni 2017 einen Bericht, in dem die Risiken und potenziellen Vorteile einer innovativen Verwendung von Verbraucherdaten durch Finanzinstitute hervorgehoben und eine Reihe von Anforderungen nach verschiedenen für Finanzinstitute geltenden EU-Rechtsvorschriften für den Fall ermittelt wurden, dass diese Institute solche Praktiken anwenden.

Im weiteren Verlauf des Jahres 2017 legte die EBA die sechs technischen Standards und sechs Leitlinien vor, die nach der überarbeiteten Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2) erforderlich waren. Zudem begann die EBA wie auch im Bereich Verbraucherschutz mit den aufsichtlichen Konvergenzarbeiten, um dafür Sorge zu tragen, dass die Anforderungen der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2) in einer soliden, wirksamen und kohärenten Weise angewandt werden. Insbesondere veröffentlichte die EBA den endgültigen Entwurf der technischen Regulierungsstandards für eine starke Kundenauthentifizierung und gemeinsame und sichere Kommunikation und legte diesen im Februar der Europäischen Kommission vor, die ihn anschließend im November annahm. Diese Standards sind das Ergebnis schwieriger Abwägungen zwischen den verschiedenen, bisweilen konkurrierenden Zielen der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2). Dazu zählen eine Verbesserung der Sicherheit, die Förderung der Kundenfreundlichkeit, die Gewährleistung von Neutralität im Hinblick auf die Technologie und das Geschäftsmodell, ein Beitrag zur Integration des europäischen Zahlungsmarktes, Verbraucherschutz, Förderung von Innovationen und Verbesserung des Wettbewerbs durch neue Zahlungsauslöse- und Kontoinformationsdienste.

Darüber hinaus hat die EBA ihre endgültigen Leitlinien zur Zulassung und Eintragung gemäß der PSD2 veröffentlicht, die auf eine Harmonisierung der Dokumente und Informationen abzielen, die Antragsteller den nationalen zuständigen Behörden für die Zulassung als Zahlungsinstitut und E-Geld-Institut sowie für die Eintragung als Kontoinformationsdienstleister bei der Beantragung einer Zulassung/Eintragung vorlegen müssen.

Im Oktober veröffentlichte die EBA die endgültigen Leitlinien zu Beschwerdeverfahren für mutmaßliche Verstöße gegen die PSD2, die von den zuständigen Behörden bei der Sicherstellung und Überwachung der tatsächlichen Einhaltung der PSD2 zu berücksichtigen sind.

Im Dezember veröffentlichte die EBA die endgültigen Leitlinien zu Sicherheitsmaßnahmen bezüglich der operationellen und sicherheitsrelevanten Risiken von Zahlungsdiensten gemäß der PSD2, die auf eine Harmonisierung der Anforderungen abzielen, die Zahlungsdienstleister umsetzen müssen, um die operationellen und sicherheitsrelevanten Risiken abzumindern, die sich aus der Erbringung von Zahlungsdiensten ergeben.

Ebenfalls im Dezember 2017 veröffentlichte die EBA den endgültigen Entwurf für technische Regulierungsstandards zu zentralen Kontaktstellen gemäß der PSD2, in dem die Kriterien für die Bestimmung, wann die Benennung einer zentralen Kontaktstelle gemäß der PSD2 angemessen ist, sowie die Funktionen, die diese Kontaktstellen ausüben sollten, festgelegt werden. Darüber hinaus veröffentlichte die EBA den endgültigen Entwurf für technische Regulierungsstandards und technische Durchführungsstandards zum zentralen elektronischen Register nach der PSD2.

Tabelle 1: Fortschritte bei den Ergebnissen der EBA im Rahmen der PSD2



	 
	Milestones reached
	Milestone 1:
EBA has started work
	Milestone 2:
EBA has published CP with draft GL/TS
	Milestone 3:
EBA has published Final draft TS or Final GL
	Milestone 4:
EBA has published GL Compliance table or Commission has published TS in OJ



	1
	GL on security of internet payments under PSD1
	✓
	✓
	✓
	✓



	2
	RTS on scheme separation under IFR
	✓
	✓
	✓
	✓



	3
	RTS on passporting notifications under PSD2
	✓
	✓
	✓
	✓



	4
	GL on authorisation of payment institutions under PSD2
	✓
	✓
	✓
	✓



	5
	GL on professional indemnity insurance under PSD2
	✓
	✓
	✓
	✓



	6
	GL on operational & security measures under PSD2
	✓
	✓
	✓
	✓



	7
	GL on complaints procedures by CAs under PSD2
	✓
	✓
	✓
	✓



	8
	GL on incident reporting under PSD2
	✓
	✓
	✓
	✓



	9
	RTS on strong authentication & secure comms. under PSD2
	✓
	✓
	✓
	✓



	10
	RTS on central contact points under PSD2
	✓
	✓
	✓
	 



	11
	RTS & ITS on EBA Register under PSD2
	✓
	✓
	✓
	 



	12
	RTS on home-host coordination under PSD2
	✓
	✓
	2018
	 



	13
	GL on fraud reporting under PSD2
	✓
	✓
	2018
	 




Vorbereitungen der EBA auf den Brexit

Am 29. März 2017 teilte das Vereinigte Königreich dem Europäischen Rat seine Absicht mit, in Übereinstimmung mit Artikel 50 des Vertrags über die Europäische Union aus der Europäischen Union auszutreten. Der Austritt erfolgt am Tag des Inkrafttretens eines Austrittsvertrags. Kommt kein Vertrag zustande, so erfolgt der Austritt zwei Jahre nach der Mitteilung, d. h. am 30. März 2019.

2017 überprüfte die EBA die Auswirkungen des Brexit aus zwei Blickwinkeln: Zum einen untersuchte die EBA die potenziellen Auswirkungen des Brexit auf das Banken- und Finanzsystem; zum anderen wurden angesichts ihres Standorts in London die Auswirkungen des Brexit auf die EBA als Organisation analysiert.

2017 führte die EBA Arbeiten zur Bewertung der verschiedenen potenziellen Risiken durch, um dafür Sorge zu tragen, dass rechtzeitig angemessene Maßnahmen ergriffen werden, um diesen Risiken Rechnung zu tragen.

Ferner führte die EBA eine sorgfältige Überwachung der Substanz von Firmen nach geplanten Umstrukturierungen durch, indem die zuständigen Behörden regelmäßig zu ihren Interaktionen mit diesen Firmen befragt wurden. „Leere Hüllen“ sind nicht geeignet, und die Firmen müssen über angemessene Risikomanagementkapazitäten in dem Institut verfügen, in dem dieses Risiko entsteht. Im Oktober 2017 veröffentlichte die EBA eine Stellungnahme zum Thema Brexit, die darauf abzielte, für die Aufsichtsbehörden und Firmen die erforderliche Klarheit bezüglich der in der EU anzuwendenden Mindeststandards beim Umgang mit Fragen zu schaffen, die auf die Umstrukturierung von Unternehmen aufgrund des Brexits zurückgehen. Die EBA wird die sich entwickelnde Situation genau beobachten.

Der derzeitige Sitz der EBA ist in London. Nach dem Brexit muss die EBA in einen Staat umziehen, der nach wie vor zur EU gehört. Zwar stellt der Umzug aus London eine Herausforderung dar, doch die EBA hat Zeit, um diesen vorzubereiten, und geht von einer minimalen Beeinträchtigung ihres Dienstbetriebs aus. Es fand ein ausführliches Bieterverfahren für andere Städte in der EU als neuer Standort der EBA nach ihrem Umzug statt. Bei einer Abstimmung des Europäischen Rates am 20. November 2017 wurde Paris als neuer Sitz der EBA gewählt.
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Im Laufe von 2017 führte die EBA weitere vorbereitende Arbeiten durch, um sicherzustellen, dass der Umzug der EBA von London nach Paris so reibungslos wie möglich erfolgt und keine Auswirkungen auf die Arbeit der EBA nach sich zieht.

Internationales Engagement

Die EBA begrüßte die Vereinbarung über den Abschluss des Basel-III-Rahmens durch den Basler Ausschuss für Bankenaufsicht (BCBS) im Dezember 2017, mit der die globalen aufsichtlichen Reformen nach der Krise abgeschlossen wurden. Die EBA unterstützt das Ziel der globalen Vereinbarung, die Glaubwürdigkeit und die Vergleichbarkeit der aufsichtsrechtlichen Kapitalparameter wiederherzustellen. Die EBA veröffentlichte eine Zusammenfassung der Ergebnisse, in der die Auswirkungen der vereinbarten Reformen auf den EU-Bankensektor aufgezeigt werden.

Nach Auffassung der EBA sind starke internationale Standards entscheidend, um ein sicheres und solides grenzüberschreitendes Bankwesen auf globaler Ebene zu unterstützen. Die EBA setzt sich für die Einbindung der zuständigen Behörden und europäischen Mitgesetzgeber ein, um die erfolgreiche Umsetzung der Standards in der EU zu gewährleisten.

Im Dezember 2017 veröffentlichte die EBA ein Diskussionspapier über die EU-weite Umsetzung der überarbeiteten Rahmen für das Marktrisiko und das Gegenparteiausfallrisiko, d. h. die grundlegende Überprüfung des Handelsbuchs (FRTB) und der Standardansatz für das Gegenparteiausfallrisiko (SA-CCR). In diesem Papier werden einige der wichtigsten technischen und operationellen Herausforderungen bei der Umsetzung der grundlegenden Überprüfung des Handelsbuchs (FRTB) und des Standardansatzes für das Gegenparteiausfallrisiko (SA-CCR) erörtert.

Die EBA beteiligt sich aktiv an den internationalen Foren und Standardisierungsgremien, die den Abwicklungsrahmen ausarbeiten. Die EBA gehört der Abwicklungssteuerungsgruppe (Resolution Steering Group, ResG) des Finanzstabilitätsrats (Financial Stability Board, FSB), der Gruppe für grenzüberschreitendes Krisenmanagement (Cross-Border Crisis Management Group, CBCM) sowie mehreren Arbeitskreisen an, in denen sie aktiv an der Ausarbeitung der aufsichtlichen Vorschriften in Abwicklungsfragen mitwirkt.

Im September 2017 unterzeichnete die EBA eine Rahmenkooperationsvereinbarung mit fünf US-amerikanischen Finanzaufsichtsbehörden: dem Board of Governors of the Federal Reserve System, der Federal Deposit Insurance Corporation (FDIC), dem Office of the Comptroller of the Currency (OCC), der Securities and Exchange Commission (SEC) und dem New York State Department of Financial Services.

Sektorübergreifende Arbeit der Europäischen Aufsichtsbehörden im Rahmen des Gemeinsamen Ausschusses

2017 war der Gemeinsame Ausschuss der Europäischen Aufsichtsbehörden weiterhin eine zentrale Stelle für die Koordinierung und den Informationsaustausch zwischen den Europäischen Aufsichtsbehörden und der Europäischen Kommission sowie dem Europäischen Ausschuss für Systemrisiken. Fortschritte bei der Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung standen im Mittelpunkt der Arbeit des Gemeinsamen Ausschusses unter dem Vorsitz der EBA.

Die drei Europäischen Aufsichtsbehörden setzten ihre Bemühungen fort, um potenzielle Risiken für die Finanzmarktstabilität in den drei Sektoren zu erkennen, damit kohärente Ansätze und eindeutige konvergente Leitlinien für Aufsichtsbehörden und Marktteilnehmer unterstützt werden.

Die Europäischen Aufsichtsbehörden erzielten Fortschritte bei der Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. Insbesondere veröffentlichten sie Leitlinien zu den Risikofaktoren für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung (ML/TF), die den Instituten die Instrumente an die Hand geben, die sie benötigen, um fundierte risikobasierte Entscheidungen zur wirksamen Steuerung von ML-/TF-Risiken zu treffen, sowie die zuständigen Behörden bei der Bewertung unterstützen, ob die Bewertung der ML-/TF-Risiken und die Managementsysteme und Kontrollen der Institute angemessen sind oder nicht.

Die Europäischen Aufsichtsbehörden schlossen ihre Arbeit zu den grundlegenden Aspekten des risikobasierten Ansatzes mit einer Weiterbildungsmaßnahme für die Aufsichtsbehörden zur Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung (AML/CFT) sowie Leitlinien und Standards zu spezifischen Aspekten des europäischen AML-/CFT-Systems ab, einschließlich der Leitlinien zur Steuerung der AML-/CFT-Risiken bei Geldtransfers, in denen dargelegt wird, welche Maßnahmen ein Zahlungsdienstleister ergreifen sollte, um Geldtransfers mit unvollständigen Angaben zum Auftraggeber oder Begünstigten zu identifizieren und zu steuern, eines Entwurfs technischer Regulierungsstandards zu den zentralen Kontaktstellen zur Unterstützung der AML-/CFT-bezogenen Beaufsichtigung von in verschiedenen Mitgliedstaaten niedergelassenen Zahlungsdienstleistern und E-Geld-Instituten sowie der Einhaltung der AML-/CFT-Vorschriften durch diese Institute, eines Entwurfs technischer Regulierungsstandards zur Steuerung der AML-/CFT-Risiken in Fällen, in denen das Recht eines Drittlandes der Anwendung solider gruppenweiter AML-/CFT-Richtlinien und AML-/CFT-Verfahren im Wege steht, sowie einer gemeinsamen Stellungnahme zur Nutzung innovativer Lösungen für die Zwecke der Erfüllung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden.
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Verbraucherschutz und Finanzinnovationen stehen weiterhin ganz oben auf der Tagesordnung des Gemeinsamen Ausschusses. Der Gemeinsame Ausschuss setzte seine Arbeiten zur Verordnung über verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte (PRIIPs) fort, wobei die drei Europäischen Aufsichtsbehörden technische Empfehlungen zu PRIIPs mit ökologischen und sozialen Zielen vorlegten.

Im Bereich der Finanzinnovationen führte der Gemeinsame Ausschuss seine Tätigkeiten zu Big Data fort, wobei die potenziellen Vorteile und Risiken für Verbraucher und Finanzinstitute im Zusammenhang mit der Verwendung von Big-Data-Analytik und -Verfahren analysiert wurden.

Schließlich legten die Europäischen Aufsichtsbehörden einen Entwurf für Änderungen der technischen Regulierungsstandards zu Risikominderungstechniken für OTC-Derivate, die nicht gemäß der Verordnung über europäische Marktinfrastrukturen (EMIR) durch eine zentrale Gegenpartei (CCP) abgewickelt wurden, vor, mit dem die Behandlung von Nachschussleistungen für physisch abgewickelte Devisentermingeschäfte an die in anderen wichtigen Rechtsordnungen geltenden aufsichtlichen Leitlinien angeglichen werden, nachdem in diesem Zusammenhang auf bestimmte Herausforderungen hingewiesen worden war.


Sicherstellung wirksamer und transparenter Prozesse zur Unterstützung der Arbeit der EBA

Einbindung von Interessenträgern in die Regulierungsarbeit der EBA

Die EBA verfolgt eine Politik der uneingeschränkten Transparenz ihrer Arbeitsverfahren und bemüht sich, dafür zu sorgen, dass sie mit allen zuständigen Behörden, Interessenträgern und interessierten Kreisen in Kontakt steht, damit sie über die Arbeit der EBA informiert sind und die Möglichkeit haben, Beiträge dazu zu leisten, insbesondere in Bezug auf das Einheitliche Regelwerk. Die EBA setzt sich nachdrücklich für die Konsultation verschiedener Interessenträger ein, um dafür Sorge zu tragen, dass die Behörde in der Lage ist, fundierte Entscheidungen zu treffen und vollständig ausgearbeitete Vorschläge vorzulegen, bei denen die Interessen der Interessenträger berücksichtigt werden. Ein wesentlicher Teil der Einbindung von Interessenträgern erfolgt über die Interessengruppe Bankensektor (Banking Stakeholder Group, BSG).

2017 legte die Interessengruppe Bankensektor Stellungnahmen zu sechs Konsultationspapieren, darunter eine Stellungnahme zu einem Konsultationspapier des Gemeinsamen Ausschusses, sowie drei Antworten auf Diskussionspapiere vor, einschließlich einer Vorlage zu einem Konsultationspapier des Gemeinsamen Ausschusses.

Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den zuständigen Behörden oder nicht bindende Schlichtung

Eine der Aufgaben der EBA besteht darin, für ein Umfeld zu sorgen, in dem die zuständigen Behörden ihre Meinungsverschiedenheiten beilegen können. Für die Wahrnehmung dieser Aufgabe sind in der EBA-Verordnung zwei verschiedene Verfahren vorgesehen, um die zuständigen Behörden bei der Beilegung von Streitigkeiten zu unterstützen: eine verbindliche Schlichterrolle und eine nicht bindende Schlichterrolle.

2017 führte die EBA eine verbindliche Schlichtung durch, bei der ein Problem in der Schlichtungsphase gütlich von den betreffenden Parteien gelöst wurde, und nahm eine nicht bindende Schlichterrolle wahr, die ebenfalls mit einer Einigung der betreffenden Parteien endete. In beiden Fällen standen Themen aus dem Bereich Abwicklungsplanung im Mittelpunkt.

Verletzung von Unionsrecht

In der Verordnung zur Errichtung der EBA ist die Möglichkeit vorgesehen, eine Untersuchung einzuleiten, wenn eine zuständige Behörde das maßgebliche Unionsrecht nicht angewendet oder in einer Weise angewendet hat, bei der eine Verletzung des Unionsrechts vorzuliegen scheint. Als wichtigste Folge einer Untersuchung, in der eine Verletzung festgestellt wird, unterbreitet die EBA eine Empfehlung an die zuständige Behörde mit dem Ziel, Abhilfe zu schaffen.

2017 gingen bei der EBA 13 Anträge auf Untersuchung angeblicher Verstöße oder der Nichtanwendung des Unionsrechts ein. Dies ist die höchste Zahl, seit die EBA ihre Tätigkeit aufgenommen hat. Einer der Anträge wurde von der Europäischen Kommission (Generaldirektion Justiz und Verbraucher) eingereicht, die übrigen zwölf Anträge stammten von Marktteilnehmern.

Durchführung vergleichender Analysen

Die EBA verwendet ein weiteres Instrument zur Förderung der Kohärenz der Aufsichtsergebnisse: vergleichende Analysen. Gemäß Artikel 30 der EBA-Verordnung führt die EBA regelmäßig vergleichende Analysen durch, für die der Überprüfungsausschuss der EBA zuständig ist. Dabei wird die vom Rat der Aufseher der EBA im Juni 2012 vereinbarte Methodik für vergleichende Analysen zugrunde gelegt.

2017 führte der Überprüfungsausschuss eine vergleichende Analyse der Leitlinien für die Kriterien zur Festlegung der Anwendungsvoraussetzungen für Artikel 131 Absatz 3 der Richtlinie 2013/36/EU (CRD) in Bezug auf die Bewertung von anderen systemrelevanten Instituten (A-SRI) durch. Der Abschlussbericht zu der vergleichenden Analyse wurde vom Rat der Aufseher der EBA im November 2017 genehmigt und anschließend veröffentlicht.

Abbildung 5: Alle Fragen und Antworten nach Art des Übermittlers
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Bewertung von Kosten und Nutzen

Die EBA wendet bei ihren Bemühungen zur Ausarbeitung des Einheitlichen Regelwerks den Grundsatz der besseren Rechtsetzung an und bemüht sich um die Durchführung von Folgenabschätzungen, um die Entwicklung der aufsichtsrechtlichen Vorschriften der EBA zu unterstützen.

Im Jahr 2017 veröffentlichte die EBA zwei regelmäßige Berichte zur Überwachung der Auswirkungen der Umsetzung der CRD-IV-/CRR-Anforderungen in der EU: im März für Daten mit Stand Juni 2016 und im September für Daten mit Stand Dezember 2016. Zudem führte die EBA eine kumulative Ad-hoc-Folgenabschätzung durch und veröffentlichte einen entsprechenden Bericht, um die Auswirkungen des endgültigen Basel-III-Reformpakets auf EU-Banken zu evaluieren.

2017 setzte die EBA die Erfassung von Daten zur Überwachung der Auswirkungen einer Umsetzung der neuesten Vorschläge bezüglich der Mindestanforderung an Eigenmitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten (MREL) in einem Bericht über Liquiditätsmaßnahmen gemäß Artikel 509 Absatz 1 der Eigenmittelverordnung (CRR) fort.

Pflege des Interaktiven Einheitlichen Regelwerks

Seit seiner Einführung im Jahr 2014 hat sich das Interaktive Einheitliche Regelwerk (ISRB) zu einem umfassenden Kompendium für drei zentrale Legislativtexte für die Bankenaufsicht im Zuständigkeitsbereich der EBA entwickelt: die Eigenmittelverordnung (CRR) bzw. Eigenkapitalrichtlinie (CRD IV), die Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung von Finanzinstituten (BRRD) und die Richtlinie über Einlagensicherungssysteme (DGSD). Für die abgedeckten Legislativtexte bietet das ISRB eine Ressource, in der Interessenträger Links von den Artikeln der Texte der Stufe 1 zu den zugehörigen technischen Standards bzw. Leitlinien sowie Fragen und Antworten zu den entsprechenden Bestimmungen der Stufe 1 finden können.

Zum 31. Dezember 2017 waren etwa 3 650 Fragen über das spezielle Instrument für Fragen und Antworten auf der Website der EBA eingereicht worden (gegenüber 3 075 Fragen zum Jahresende 2016).

Rechtliche Unterstützung von EBA-Regulierungsprodukten

Im Jahr 2017 unterstützte das Rechtsreferat (Legal Unit) die Leitungsorgane, die Leitung sowie die Kernaufgaben und die operationellen Funktionen der EBA auf rechtlicher Ebene. Im Rahmen der Regulierungstätigkeit der EBA stellte das Rechtsreferat die rechtliche Analyse und Unterstützung bei der Erarbeitung verbindlicher technischer Standards, von Leitlinien, Empfehlungen und Stellungnahmen sowie die rechtliche Analyse der vorgeschlagenen technischen Standards, Leitlinien und Empfehlungen sicher.

Mit Blick auf die institutionellen Rahmenbedingungen der EBA wurde Unterstützung auf rechtlicher Ebene unter anderem bei Sachverhalten in Zusammenhang mit der Verhandlung und Ausarbeitung von Verträgen, Zusicherungen und Vereinbarungen geleistet, die die EBA abgeschlossen hat.


SCHLÜSSELBEREICHE IM JAHR 2018

■Kreditrisikomodelle

■Vorbereitung der vollständigen Umsetzung von Basel III

■Weitere Arbeiten im Bereich notleidende Kredite

■EU-weiter Stresstest 2018

■EU-weite Transparenzuntersuchung 2018

■Fahrplan zur Säule 2 und neu entstehende Risiken

■Gleichwertigkeit von Drittländern

■Einrichtung der Online-Plattform der EBA

■Zentrale europäische Infrastruktur für aufsichtliche Daten (EUCLID)

■FinTech-Fahrplan der EBA

■Einführung neuer Vorschriften zu Zahlungsdiensten

■Verbesserung der Konvergenz der Aufsichtspraktiken zum Verbraucherschutz

■Zusammenarbeit mit Abwicklungsbehörden
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Tätigkeiten zum Schutz personenbezogener Daten

Angesichts ihrer Verantwortung für den Datenschutz gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 nahm die EBA Kontakt mit dem Europäischen Datenschutzbeauftragten (EDSB) auf und übermittelte ihm zahlreiche Mitteilungen über verarbeitete Vorgänge. Im Jahr 2017 betonten die benannten Verantwortlichen innerhalb der EBA die Bedeutung von Datenschutzfragen gegenüber den Bediensteten der EBA, insbesondere indem sie die Bedeutung des Datenschutzes bei Einführungsveranstaltungen für neue Bedienstete hervorhoben.

Erbringung digitaler Dienstleistungen zur Unterstützung der zentralen Funktionen der EBA sowie zu ihrer internen Verwaltung

Trotz des überaus anspruchsvollen Jahres und der zahlreichen Herausforderungen stellte das IT-Team 2017 eine stabilen Dienstbetrieb und genaue Projektergebnisse sicher.

Anfang 2017 leitete die EBA das ehrgeizige EUCLID-Projekt in die Wege. Die maßgebliche Vision des Programms besteht darin, die Ausweitung der Stichprobe zu nutzen, um die bestehenden aufsichtlichen Informationssysteme der EBA in eine neue integrierte Infrastruktur von aufsichtlichen Daten auszubauen, wobei auf die Steuerung, Organisation, Verwaltung und Nutzung von Informationen im Wege gemeinsamer Praktiken, Methoden, Infrastrukturen und Instrumente abgezielt wird. Durch EUCLID wird die Qualität der Informationen verbessert, die operativen Daten werden besser verwaltet und die Berichtslast der Berichtspflichtigen wird verringert, indem doppelte Datenanfragen vermieden werden.

2017 wurden weitere Projekte erfolgreich umgesetzt, wie die Erweiterung der Plattform eGate auf neue Datenlieferanten mit zusätzlichen Meldeformularen und einem neuen Sicherheitsmodell. Im Zuge des Projekts zur Datenanalytik wurden neue Funktionen für die EBA geschaffen: Den Nutzern wurde eine Technologieplattform zur Durchführung benutzerfreundlicher automatischer Business-Analytik in bestimmten Interessensbereichen (notleidende Kredite, Kreditrisiko, Marktrisiko, Finanzierungspläne usw.) bereitgestellt.

Kommunikation und Förderung der Arbeit der EBA

2017 führte die EBA mehrere Maßnahmen durch, um auf ihre Veröffentlichungen aufmerksam zu machen und die Durchführung ihrer wichtigsten Projekte zu unterstützen. Insgesamt wurden im Jahr 2017 162 Nachrichten und Pressemitteilungen veröffentlicht.

Es wurden mehrere Hintergrundgespräche mit der Presse sowie offizielle Pressekonferenzen abgehalten, um dafür Sorge zu tragen, dass ein klares Verständnis der Arbeit der EBA besteht. Informationsveranstaltungen für Medien und Interviews wurden entweder proaktiv oder reaktiv auf der Grundlage der Ergebnisse der EBA organisiert, für die aufgrund ihrer spezifischen Relevanz oder Sensibilität spezielle Medienaktivitäten für erforderlich befunden wurden.

Durch die Veröffentlichung eines vierteljährlichen Kommunikations-Newsletters wurde das Engagement der EBA gegenüber ihrem Netz nationaler Pressesprecher und anderen EU-Interessenträgern gestärkt. Zudem wurde eine kürzere Fassung des Kommunikations-Newsletters für die Medien und die Öffentlichkeit erstellt, der auf der Website der EBA im Abschnitt „Press“ unter „2017 ANNUAL REPORT “ veröffentlicht wurde.

Die Konten in den sozialen Medien der EBA erweckten weiterhin zunehmend Aufmerksamkeit. Am 8. Januar 2018 zählte der Twitter-Account 6 607 Follower – ein Anstieg um 1 105 in nur einem Vierteljahr. Auch beim LinkedIn-Konto der EBA war 2017 eine deutliche Zunahme zu verzeichnen. Die Zahl der Seitenaufrufe stieg im Laufe des Jahres erheblich und erreichte im Juli einen Höchststand (225 315).

Im Laufe des Jahres wurden auf der Website der EBA regelmäßig zwischen 8 000 und 15 000 Besuche pro Wochentag verzeichnet. Insgesamt wurden 2,86 Mio. Besuche im Jahr 2017 gezählt (ein Anstieg um 2,69 % gegenüber 2016), was mehr als 9 Mio. Seitenaufrufen entspricht (ein Anstieg um 1,91 %). In geografischer Hinsicht sind die Zahlen ähnlich wie 2016, wobei die höchste Zahl von Besuchen aus dem Vereinigten Königreich stammt (19 %), gefolgt von Deutschland (13 %) und Italien (7,5 %).

Übersichten über den Haushaltsplan

Der geänderte Haushaltsplan für 2017 wurde im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.


Wichtigste Veröffentlichungen und Beschlüsse

Umfassende Liste der Veröffentlichungen und Beschlüssen der EBA im Jahr 2017
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	Leitlinien für die Behandlung von Verbindlichkeiten bei Bail-in-Verfahren



	 
	Leitlinien zur Behandlung der Anteilseigner bei Bail-in-Verfahren



	 
	Leitlinien betreffend die Quote für die Umwandlung von Verbindlichkeiten in Eigenkapital beim Bail-in-Verfahren



	 
	Leitlinien zur Risikomanagementpraxis und zur Bilanzierung erwarteter Kreditverluste von Kreditinstituten



	 
	Leitlinien für die IKT-Risikobewertung im Rahmen des aufsichtlichen Überprüfungs- und Bewertungsprozesses (SREP)



	 
	Gemeinsame Leitlinien über vereinfachte und verstärkte Sorgfaltspflichten



	 
	Leitlinien für die Meldung schwerwiegender Vorfälle gemäß der Richtlinie (EU) 2015/2366 (PSD2)



	 
	Leitlinien zur Zulassung und Eintragung gemäß der PSD2



	 
	Leitlinien zur Berufshaftpflichtversicherung im Sinne der Zahlungsdiensterichtlinie



	 
	Leitlinien der ESMA und der EBA zur Beurteilung der Eignung von Mitgliedern des Leitungsorgans und von Inhabern von Schlüsselfunktionen



	 
	Leitlinien zur internen Governance



	 
	Leitlinien zu Beschwerdeverfahren bei mutmaßlichen Verstößen gegen die Richtlinie (EU) 2015/2366 (PSD2)



	 
	Leitlinien zu verbundenen Kunden



	 
	Leitlinien zur Überwachung bedeutender Zweigstellen



	 
	Leitlinien für die PD-Schätzung, die LGD-Schätzung und die Behandlung von ausgefallenen Risikopositionen



	 
	Leitlinien zu Sicherheitsmaßnahmen bezüglich der operationellen und sicherheitsrelevanten Risiken von Zahlungsdiensten gemäß der Richtlinie (EU) 2015/2366 (PSD2)



	 
	Gemeinsame Leitlinien zu den Maßnahmen, mit deren Hilfe Zahlungsdienstleister das Fehlen oder die Unvollständigkeit von Angaben zum Auftraggeber und zum Begünstigten feststellen können, und zu den empfohlenen Verfahren für die Bearbeitung eines Geldtransfers, bei dem die vorgeschriebenen Angaben fehlen



	Technische Durchführungsstandards
	Technische Durchführungsstandards für die aufsichtliche Berichterstattung für EU-Institute



	 
	Technische Durchführungsstandards für den aufsichtlichen Vergleich interner Ansätze



	 
	Technische Durchführungsstandards für standardisierte Formate für Informationsdokumente zu Gebühren und deren gemeinsame Symbole gemäß der Richtlinie (EU) 2015/2366 (PSD2)



	 
	Technische Durchführungsstandards für Standardformulare, Mustertexte und Verfahren zur Bereitstellung der Informationen, die für Zulassung von Kreditinstituten erforderlich sind



	 
	Technische Durchführungsstandards für die Meldung zur Mindestanforderung an Eigenmitteln und berücksichtigungsfähigen Verbindlichkeiten durch die Abwicklungsbehörden



	 
	Technische Durchführungsstandards für die vergleichende Analyse (Benchmarking) im Jahr 2018



	 
	Gemeinsame technische Durchführungsstandards zu den Bonitätsstufen für die Bonitätsbeurteilungen von ECAI im Rahmen von Solvabilität II



	 
	Gemeinsame technische Durchführungsstandards für die Zuordnung im Rahmen von Solvabilität II



	 
	Technische Durchführungsstandards für das EBA-Register im Rahmen der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2)



	 
	Technische Durchführungsstandards zur Zulassung von Kreditinstituten



	Technische Regulierungsstandards
	Technische Regulierungsstandards für die Verfahren zum Ausschluss von nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften aus Drittländern



	 
	Technische Regulierungsstandards für das EBA-Register im Rahmen der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2)



	 
	Technische Regulierungsstandards für eine starke Kundenauthentifizierung und eine gemeinsame und sichere Kommunikation im Rahmen der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2)



	 
	Technische Regulierungsstandards zum Ausschluss nichtfinanzieller Gegenparteien aus Drittländern von der kreditrisikobezogenen Bewertungsanpassung



	 
	Technische Regulierungsstandards zur Offenlegung belasteter und unbelasteter Vermögenswerte



	 
	Technische Regulierungsstandards zur Bewertung bei der Abwicklung



	 
	Technische Regulierungsstandards zum Näherungswert für den Spread bei der kreditrisikobezogenen Bewertungsanpassung



	 
	Gemeinsame technische Regulierungsstandards zur Verstärkung der Bekämpfung von Finanzkriminalität



	 
	Technische Regulierungsstandards zur Zulassung von Kreditinstituten



	 
	Gemeinsame technische Regulierungsstandards zur Umsetzung von gruppenweiten Richtlinien zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in Drittländern



	 
	Gemeinsame technische Regulierungsstandards zu zentralen Kontaktstellen gemäß der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2)



	 
	Gemeinsame technische Regulierungsstandards zu vereinfachten Anforderungen



	 
	Gemeinsame technische Regulierungsstandards für Risikominderungstechniken für OTC-Derivate, die nicht durch eine zentrale Gegenpartei (CCP) abgewickelt wurden



	 
	Technische Regulierungsstandards zur Festlegung einer unionsweit standardisierten Terminologie für die häufigsten Dienstleistungen in Verbindung mit einem Zahlungskonto gemäß der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2)



	Stellungnahmen
	Stellungnahme zu Sachverhalten betreffend andere Finanzintermediäre und Fragen des regulatorischen Bereichs



	 
	Stellungnahme zum Übergang von der Zahlungsdiensterichtlinie 2007/64/EG (PSD1) zur Richtlinie (EU) 2015/2366 über Zahlungsdienste (PSD2)



	 
	Stellungnahme zu den Maßnahmen zur Berücksichtigung des makroprudenziellen Risikos



	 
	Stellungnahme zu verpackten Anlageprodukten für Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukten (PRIIPs) mit ökologischen oder sozialen Zielen



	 
	Stellungnahme zur Absicht der Europäischen Kommission, den endgültigen Entwurf der technischen Regulierungsstandards für eine starke Kundenauthentifizierung und eine gemeinsame und sichere Kommunikation gemäß der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2) teilweise anzunehmen und zu ändern



	 
	Stellungnahme zur Konsultation der EU-Kommission zur Arbeitsweise der Europäischen Aufsichtsbehörden (ESA)



	 
	Stellungnahme zu den Eigenmitteln im Rahmen der Überprüfung der Eigenmittelverordnung



	 
	Stellungnahme an die polnische Finanzaufsichtsbehörde zur teilweisen Ausnahme von Artikel 129 Absatz 1 Buchstabe c der CRR



	 
	Stellungnahme zu den Übergangsbestimmungen und den Kreditrisikoanpassungen aufgrund der Einführung des IFRS 9



	 
	Stellungnahme zu den Maßnahmen gemäß Artikel 458 der CRR



	 
	Stellungnahme zur Verbesserung des Entscheidungsrahmens für die Anforderungen an die aufsichtliche Berichterstattung gemäß der CRR



	 
	Gemeinsame Stellungnahme zu den Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung für den Finanzsektor der Union



	 
	Stellungnahme zu den Maßnahmen der makroprudenziellen Aufsicht



	 
	Stellungnahme zur teilweisen Billigung der technischen Regulierungsstandards gemäß der Verordnung über Interbankenentgelte (IFR) durch die Europäische Kommission



	 
	Stellungnahme und Bericht über die Anwendung des Kriteriums einer Überfälligkeit von 180 Tagen



	 
	Stellungnahme zur Gleichwertigkeit der aufsichtlichen und rechtlichen Anforderungen hinsichtlich der Türkei und Neuseelands



	 
	Stellungnahme betreffend Fragen zum Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union



	Berichte
	Gemeinsamer Bericht über die Funktionsweise der Eigenmittelverordnung (CRR) mit den verbundenen Pflichten gemäß der Verordnung über die europäischen Marktinfrastrukturen (EMIR)



	 
	Bericht über die Ergebnisse der Überwachung zu CRD IV – CRR/Basel III auf der Grundlage von Daten zum 30. Juni 2016



	 
	Bericht über Hochverdiener mit Daten zum Jahresende 2015



	 
	Bericht über die Arbeitsweise der Aufsichtskollegien im Jahr 2016



	 
	Bericht über die Ergebnisse des Benchmarkings in Bezug auf das Marktrisiko für das Jahr 2016



	 
	Bericht über die Ergebnisse der Prüfung bezüglich Portfolios mit hohem Ausfallrisiko für das Jahr 2016



	 
	Bericht über Sanierungsoptionen



	 
	Bericht über die vergleichende Analyse der technischen Durchführungsstandards zu den Anforderungen an die aufsichtliche Berichterstattung



	 
	Gemeinsamer Bericht über Risiken und Schwachstellen im Finanzsystem der Europäischen Union – Frühjahr



	 
	Bericht über die Überwachung der von EU-Instituten ausgegebenen Instrumente des harten Kernkapitals (CET1)



	 
	Bericht über Verbrauchertrends



	 
	Bericht über die innovative Nutzung von Verbraucherdaten durch Finanzinstitute



	 
	Bericht über die Belastung von Vermögenswerten



	 
	Gemeinsamer Bericht über Risiken und Schwachstellen im Finanzsystem der Europäischen Union – Herbst



	 
	Bericht über die vergleichende Analyse der technischen Durchführungsstandards zu den Anforderungen an die aufsichtliche Berichterstattung



	 
	Bericht über Sanierungsoptionen



	 
	Bericht über die Ergebnisse der Prüfung bezüglich Portfolios mit hohem Ausfallrisiko für das Jahr 2016



	 
	Bericht über die Ergebnisse des Benchmarkings in Bezug auf das Marktrisiko für das Jahr 2016



	 
	Bericht über die innovative Nutzung von Verbraucherdaten durch Finanzinstitute



	 
	Bericht über Hochverdiener mit Daten zum Jahresende 2015



	 
	Bericht über Finanzierungspläne



	 
	Bericht über die Ergebnisse der zweiten Folgenabschätzung zum IFRS 9



	 
	Bericht über die Ergebnisse der Überwachung zu CRD IV – CRR/Basel III auf der Grundlage von Daten zum 31. Dezember 2016



	 
	Bericht über die Umsetzung der Leitlinien für den aufsichtlichen Überprüfungs- und Bewertungsprozess (SREP)



	 
	Bericht über Finanzintermediäre und Fragen des regulatorischen Bereichs



	 
	Bericht über die Ergebnisse des Benchmarkings in Bezug auf das Marktrisiko für das Jahr 2017



	 
	Bericht über das Benchmarking zum Kreditrisiko von Portfolios mit einem geringen Ausfallrisiko für das Jahr 2017



	 
	Bericht über die Risikobewertung



	 
	Bericht über Finanzintermediäre und Fragen des regulatorischen Bereichs



	 
	Bericht über die Liquiditätsdeckungsquote



	 
	Bericht über die kumulative Folgenabschätzung des Basler Reformpakets



	Konsultationspapiere (CP)
	Konsultationspapier zu Leitlinien zu Beschwerdeverfahren bei mutmaßlichen Verstößen gegen die PSD2



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards zur Verstärkung der Bekämpfung von Finanzkriminalität



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards zur Schätzung und Ermittlung eines Konjunkturabschwungs bei auf internen Ratings basierenden (IRB) Modellen



	 
	Konsultationspapier zu Leitlinien zur Schätzung und Ermittlung eines Konjunkturabschwungs bei auf internen Ratings basierenden (IRB) Modellen



	 
	Konsultationspapier zu Empfehlungen für die Erfassung von Unternehmen in einem Gruppensanierungsplan



	 
	Konsultationspapier zu Leitlinien zur Verhinderung des Missbrauchs von Geldtransfers für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards für die Umsetzung von gruppenweiten Richtlinien zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in Drittländern



	 
	Konsultationspapier zum Entwurf einer Empfehlung zum Outsourcing von Cloud-Diensten



	 
	Konsultationspapier zu Leitlinien für Sicherheitsmaßnahmen bezüglich der operationellen und sicherheitsrelevanten Risiken von Zahlungsdiensten gemäß der PSD2



	 
	Konsultationspapier zu den Leitlinien zu verbundenen Kunden



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards zu vereinfachten Anforderungen



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards zu zentralen Kontaktstellen gemäß der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2)



	 
	Konsultationspapier zu Leitlinien für die Offenlegungsanforderungen betreffend die Übergangsbestimmungen für den IFRS 9



	 
	Konsultationspapier zu Leitlinien für die technischen Aspekte zur Steuerung des Zinsänderungsrisikos bei Geschäften des Anlagebuchs



	 
	Konsultationspapier zu Leitlinien für Stresstests von Instituten



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards für das EBA-Register im Rahmen der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2)



	 
	Konsultationspapier zu technischen Durchführungsstandards für das EBA-Register im Rahmen der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2)



	 
	Konsultationspapier zu den Leitlinien über die Meldung von Betrugsfällen



	 
	Konsultationspapier zu technischen Durchführungsstandards für das Format, die Struktur, den Inhalt und den jährlichen Termin der Veröffentlichung der von den zuständigen Behörden offenzulegenden Informationen



	 
	Konsultationspapier zu den Leitlinien für die überarbeiteten gemeinsamen Verfahren und Methoden für den aufsichtlichen Überprüfungs- und Bewertungsprozess (SREP) und aufsichtliche Stresstests



	 
	Konsultationspapier zu den technischen Durchführungsstandards für die Bereitstellung von Informationen für Abwicklungspläne gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung von Finanzinstituten (BRRD)



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards für die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden im Herkunfts- und im Aufnahmemitgliedstaat im Rahmen der Zahlungsdienste-Richtlinie (PSD2)



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards für die Methoden der aufsichtlichen Konsolidierung



	 
	Konsultationspapier zu den geänderten technischen Standards für den Vergleich interner Modelle



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards für den Risikoselbstbehalt bei Verbriefungen



	 
	Konsultationspapier zu technischen Regulierungsstandards zur Homogenität der zugrunde liegenden Risikopositionen bei Verbriefungen



	 
	Konsultationspapier zum Bericht über die Umsetzung der Leitlinien für die Methoden zur Berechnung der Beiträge an Einlagensicherungssysteme



	 
	Konsultationspapier zur Änderung des technischen Durchführungsstandards zur aufsichtlichen Offenlegung



	Diskussionspapiere
	Diskussionspapier zum erheblichen Risikotransfer bei Verbriefungen



	 
	Diskussionspapier zum FinTech-Ansatz



	 
	Diskussionspapier zur Einführung der grundlegenden Überprüfung des Handelsbuchs (FRTB) und des Standardansatzes für das Gegenparteiausfallrisiko (SA-CCR)



	 
	Diskussionspapier zur Behandlung struktureller Wechselkursrisiken
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